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Die „Maschstraße“ ist gemäß RASt 06 als „örtliche Einfahrtstraße“ einzustufen. 
Dieser Straßentyp stellt eine typische Entwurfssituation innerörtlicher 
Hauptverkehrsstraßen dar und dient insbesondere der Aufnahme des Zubringer- 
und Verbindungsverkehrs im Ortsrandbereich. Für örtliche Einfahrtstraßen sind 
Verkehrsbelastungen von etwa 400 bis 1.800 Kfz/h charakteristisch. Die für die 
„Maschstraße“ ermittelte Bestandsbelastung von 440 Kfz/h sowie die nach 
Einziehung der „Graftlage“ prognostizierte Belastung von 530 Kfz/h bewegen 
sich innerhalb dieses Belastungsbereichs. Die prognostizierte Verkehrszunahme 
beträgt lediglich rund 90 Kfz/h. Eine Überschreitung der Leistungsfähigkeit der 
Straße oder eine wesentliche Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse ist 
nach den gutachterlichen Feststellungen nicht zu erwarten. 
In Bezug auf die Einwendung zur Beeinträchtigung der Wohnqualität infolge der 
zusätzlichen Verkehre, ist zu berücksichtigen, dass die prognostizierte 
Mehrbelastung weiterhin dem bestimmungsgemäßen Nutzungszweck der 
„Maschstraße“ entspricht. Die Straße ist ihrem Charakter und ihrer Funktion nach 
gerade dazu bestimmt, Zubringer- und Verbindungsverkehre aufzunehmen. Da 
die zu erwartende Verkehrsbelastung auch künftig deutlich innerhalb des für 
diesen Straßentyp üblichen Bereichs verbleibt, wurde die „Maschstraße“ im 
Gutachten als geeignet für die Aufnahme der zusätzlichen Verkehre bewertet. 
Die mit der Einziehung der „Graftlage“ verbundene Verkehrsverlagerung ist 
daher als zumutbar anzusehen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
 
1. Unzureichende Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Maschstraße 
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die „Maschstraße“ nicht Bestandteil 
des Plangeltungsbereichs dieses Bebauungsplanes ist. Soweit auf mögliche 
Auswirkungen der durch die Planung verursachten Verkehrsverlagerungen auf 
die „Maschstraße“ abgestellt wird, wird auf die vorstehende Abwägung 
verwiesen. Danach sind die prognostizierten zusätzlichen Verkehre 
verkehrsgutachterlich untersucht worden. Eine Überlastung der Straße oder eine 
wesentliche Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse ist nicht zu erwarten. Die 
„Maschstraße“ wurde vielmehr als geeignet bewertet, die zusätzlichen Verkehre 
aufzunehmen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
 
2. Lärmbelastung / 7. Fachgutachten 
Zu den unter den Nummern 2 und 7 dargestellten Aspekten liegt eine 
gutachterliche Stellungnahme vor. Der Gutachter kommt darin zu folgenden 
Einschätzungen: 
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Ausgehend von den Ausführungen des Gutachters ist eine Änderung der 
Planunterlagen somit nicht erforderlich. 
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3. Erschütterungen der Bausubstanz 
Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die zu erwartende Verkehrszunahme 
derartige Auswirkungen hervorrufen könnte, liegen jedoch nicht vor. Nach den 
Ergebnissen der Verkehrsuntersuchung erhöht sich die Verkehrsbelastung auf 
der „Maschstraße“ lediglich in einem Umfang, der weiterhin deutlich innerhalb 
des für diesen Straßentyp üblichen Belastungsbereichs liegt. Die Straße ist 
grundsätzlich für die Aufnahme der prognostizierten Verkehre geeignet. Vor 
diesem Hintergrund bestand keine Veranlassung zur Erstellung eines 
gesonderten Erschütterungsgutachtens.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
4. Verkehrssicherheit 
Zur Beurteilung der Verlagerung der Verkehrsmengen wurde eine 
Verkehrsuntersuchung durchgeführt. Diese kommt zu dem Ergebnis, dass die 
„Maschstraße“ grundsätzlich in der Lage ist, die zusätzlich zu erwartenden 
Verkehre aufzunehmen. Mögliche Begegnungskonflikte oder Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses stehen dabei nicht primär im Zusammenhang mit der 
prognostizierten Verkehrszunahme, sondern sind überwiegend auf die 
bestehenden örtlichen Gegebenheiten zurückzuführen. Unabhängig davon 
werden von der Stadt Diepholz fortlaufend Maßnahmen geprüft, um die 
Verkehrssituation weiter zu verbessern.  
Die in der Verkehrsuntersuchung ausgesprochenen Empfehlungen hinsichtlich 
der „Maschstraße“ sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung und 
wurden auch nicht als Voraussetzung für deren Vollzugsfähigkeit formuliert. 
Gleichwohl werden die Empfehlungen berücksichtigt und im Rahmen der 
kommunalen Verkehrsplanung geprüft, um die Verkehrssituation bei Bedarf 
weiter zu verbessern. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
5. Belange mobilitätseingeschränkter Personen 
Die Ausführungen zu den Belangen von mobilitätseingeschränkten Personen im 
Bereich der „Maschstraße“ sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
6. Auswirkungen der Bauphase 
Die „Maschstraße“ liegt außerhalb des Plangeltungsbereichs und ist daher nicht 
unmittelbarer Gegenstand der vorliegenden Planung. Unabhängig davon ist zu 
berücksichtigen, dass baubedingte Verkehre lediglich temporär während der 
Bauphase auftreten und nicht den dauerhaften planungsbedingten Auswirkungen 
zuzurechnen sind. Vorübergehende Beeinträchtigungen durch 
Baustellenverkehr lassen sich bei der Umsetzung von Bauvorhaben 
grundsätzlich nicht vollständig vermeiden. Aufgrund ihrer zeitlichen Begrenzung 
führen sie jedoch nicht zu einer dauerhaften Veränderung der 
Verkehrsverhältnisse. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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8. Prüfung möglicher Minderungsmaßnahmen 
Die Prüfung möglicher Minderungsmaßnahmen im Bereich der „Maschstraße“ ist 
ausgehend von den vorliegenden Fachgutachten nicht Gegenstand der 
vorliegenden Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
Schlussbemerkung 
Es wird auf die vorstehende Abwägung verwiesen. 
 
 
Die der Stellungnahme beiliegenden Anlagen werden zur Kenntnis genommen. 
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Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass diese Abwägung dem 
Bebauungsplan Nr. 112 „Graftlage“ dient. 
 
 
 
Das Regionale Entwicklungskonzept (REK) stellt kein von der Stadt Diepholz 
beschlossenes städtebauliches Entwicklungskonzept dar. Ihm kommt daher 
keine unmittelbare rechtliche Bindungswirkung zu. Mangels Beschlussfassung 
durch die Stadt ist das REK nicht als verbindliche planerische Vorgabe zu 
berücksichtigen. Zudem entfalten informelle Entwicklungskonzepte grundsätzlich 
lediglich eine interne Orientierungswirkung und begründen keine dauerhafte 
Bindung der gemeindlichen Planungshoheit. Die Stadt kann daher ihre 
planerischen Vorstellungen an veränderte Rahmenbedingungen und aktuelle 
städtebauliche Erfordernisse anpassen. 
 
1. Widerspruch zum Regionalen Entwicklungskonzept „Diepholzer Land“ – 
Versiegelung statt Entsiegelung 
 
In Bezug auf § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB wird auf die vorstehende Abwägung 
verwiesen. 
 
1.1 Die Stadt Diepholz betreibt aktiv Entsiegelung – und plant zugleich 
großflächige Neuversiegelung  
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die in der Überschrift aufgeführte 
Entsiegelung gemäß den Darstellungen des REK den Bereich „Lager Straße“ 
Nr. 8a bis 11 im Innenstadtbereich betrifft. Der Umfang der Maßnahme 
beschränkt sich somit auf eine vergleichsweise kleine und klar abgegrenzte 
Fläche. Der Plangeltungsbereich wird hiervon nicht umfasst. 
Die nebenstehenden Ausführungen zum REK werden zur Kenntnis genommen. 
 
1.2 Das REK benennt „Flächenfraß/Versiegelung“ ausdrücklich als Risiko 
Die nebenstehenden Ausführungen zum REK werden zur Kenntnis genommen. 
 
1.3 Das REK benennt das Bauleitplan-Instrument als Hebel zur Flächenreduktion 
Die nebenstehenden Ausführungen zum REK werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Belange eines sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden 
sowie die Zielsetzungen zur Begrenzung der Flächeninanspruchnahme sind in 
die Abwägung eingestellt worden. Dabei wurde berücksichtigt, dass das 
Plangebiet unmittelbar an bestehende Gewerbe- und Siedlungsstrukturen 
angrenzt und die Planung der Erweiterung eines bereits ansässigen Betriebes 
dient. Die vorgesehene Entwicklung erfolgt somit standortgebunden und in 
direktem Anschluss an vorhandene Erschließungs- und 
Infrastruktureinrichtungen. Eine Inanspruchnahme räumlich getrennter Standorte 
und eine damit einhergehende stärkere Zersiedelung des Außenbereichs werden 
hierdurch vermieden. 
Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 entspricht dem für 
Gewerbegebiete vorgesehenen Orientierungswert der Baunutzungsverordnung 
und ermöglicht eine flächeneffiziente Nutzung des Baugrundstücks. Die Planung 
trägt damit dem Grundsatz Rechnung, vorhandene und neu ausgewiesene 
Gewerbeflächen möglichst intensiv zu nutzen, anstatt für vergleichbare 
betriebliche Entwicklungen zusätzliche Flächen an anderer Stelle in Anspruch zu 
nehmen. 
Die Stadt erkennt an, dass die Planung grundsätzlich die Möglichkeit einer 
zusätzlichen Versiegelung eröffnet. Dem öffentlichen Interesse an der 
Reduzierung des Flächenverbrauchs stehen jedoch die konkreten betrieblichen 
Anforderungen des bestehenden Unternehmens sowie das Interesse an der 
Sicherung und Weiterentwicklung des Standortes gegenüber. Der Flächenbedarf 
ergibt sich insbesondere aus den erforderlichen Produktions-, Lager- und 
Logistikflächen. Eine Reduzierung der zulässigen Ausnutzung würde die 
betriebliche Entwicklung erheblich einschränken und könnte langfristig 
zusätzlichen Flächendruck an anderer Stelle auslösen. 
Darüber hinaus ist die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht mit einer 
unmittelbaren Flächeninanspruchnahme gleichzusetzen. Der Bebauungsplan 
schafft zunächst die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die künftige 
Entwicklung. Die tatsächliche bauliche Umsetzung erfolgt bedarfsabhängig und 
schrittweise. Die mit der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft 
werden entsprechend den gesetzlichen Vorgaben ausgeglichen. 
Insgesamt kommt die Stadt zu dem Ergebnis, dass die Planung trotz der mit ihr 
verbundenen Flächeninanspruchnahme mit den Grundsätzen eines sparsamen 
und schonenden Umgangs mit Grund und Boden vereinbar ist. Die Erweiterung 
eines bestehenden Betriebsstandortes an einem bereits erschlossenen und 
integrierten Standort wird gegenüber alternativen Entwicklungen als 
städtebaulich und flächenwirtschaftlich vorzugswürdig bewertet.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich.  
 
2. Wiederspruch zum Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden die Möglichkeiten der 
Innenentwicklung, alternative Standorte sowie alternative Flächenzuschnitte 
geprüft und in die planerische Abwägung eingestellt. Ziel der Planung ist die 
bedarfsgerechte Erweiterung eines bereits am Standort ansässigen 
Unternehmens, um dessen langfristige Entwicklungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
zu sichern. 
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Der zusätzliche Flächenbedarf ergibt sich aus dem Unternehmenswachstum, 
den gestiegenen Anforderungen im Bereich Lagerung und Logistik sowie der 
beabsichtigten Zentralisierung bisher räumlich getrennter Betriebsbereiche. 
Neben der Lagerung verschiedener Einzelteile und Komponenten bietet das 
Unternehmen auch die Instandsetzung unterschiedlicher Bauteile an. Für einen 
effizienteren Betriebsablauf sollen künftig sämtliche Betriebszweige sowie 
bislang durch externe Dienstleister erbrachte Leistungen am 
Unternehmensstandort an der „Graftlage“ gebündelt werden. Hierzu sind unter 
anderem Werkhallen, Werkstätten, eine Lackierhalle sowie Wasch-, Lager- und 
Containerflächen vorgesehen. Darüber hinaus werden zusätzliche Lagerhallen 
benötigt, um den gestiegenen Lager- und Logistikbedarf dauerhaft decken zu 
können. Die geplanten Erweiterungsflächen orientieren sich dabei an der 
bestehenden kompakten Betriebsstruktur und ermöglichen eine flächeneffiziente 
Anordnung der erforderlichen Anlagen. 
Ein weiterer Bestandteil der Betriebsentwicklung ist die Neuordnung der 
innerbetrieblichen Verkehrs- und Logistikabläufe. Hierzu sollen eine LKW-
Wartezone, zusätzliche Stellplätze, eine Wendeschleife sowie ein neues 
Pförtnergebäude unmittelbar in das Betriebsgelände integriert werden. Hierdurch 
kann die bisher genutzte Wendeanlage südwestlich des Betriebsgeländes 
entfallen, deren Nutzung eine Querung der stark frequentierten Bundesstraße B 
51 erfordert und insbesondere bei ungünstigen Sichtverhältnissen zu 
verkehrlichen Konflikten führen kann. Angesichts des zukünftig zunehmenden 
Anlieferverkehrs trägt die geplante Neuorganisation zugleich zu einer 
Verbesserung der Verkehrssicherheit bei. 
Vor diesem Hintergrund wurde zunächst geprüft, ob die für die 
Betriebserweiterung erforderlichen Flächen im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung, Nachverdichtung, Umstrukturierung 
oder die Nutzung bereits versiegelter Flächen innerhalb des bestehenden 
Betriebsgeländes bereitgestellt werden können. Die vorhandenen 
Betriebsflächen werden jedoch bereits entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
genutzt. Ausreichende Flächenreserven stehen nicht zur Verfügung. Auch 
organisatorische Maßnahmen oder betriebliche Umstrukturierungen können den 
erforderlichen Flächenbedarf nicht in dem Umfang decken, der für die geplante 
Entwicklung notwendig ist. Die innerbetrieblichen Entwicklungspotenziale sind 
daher ausgeschöpft. Angesichts eines betrieblich begründeten Flächenbedarfs 
von rund 25 ha gewerblicher und mischgebietstypischer Bauflächen stehen 
innerhalb des bestehenden Standortes keine geeigneten 
Innenentwicklungspotenziale zur Verfügung. 
Darüber hinaus wurden alternative gewerbliche Entwicklungsflächen innerhalb 
des Stadtgebietes geprüft. Der Flächennutzungsplan der Stadt Diepholz stellt 
insbesondere im Bereich „Reessingstraße“, „Kielweg“ und „Masch“ weitere 
gewerbliche Bauflächen dar. Diese Flächen wurden hinsichtlich ihrer 
Verfügbarkeit, Größe, Erschließung, Flächenzuschnitte sowie ihrer Eignung für 
die betrieblichen Anforderungen untersucht. Im Ergebnis stehen keine Flächen 
zur Verfügung, die hinsichtlich Größe, Lage und funktionaler Eignung eine durch 
einen Bebauungsplan festgesetzte vergleichbare Alternative darstellen. 
Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung verfügbaren städtischen Gewerbe- und 
Mischgebietsgrundstücke weisen folgende Größen auf: 
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Lage/B-Plan Grundstücksgröße 

B-Plan Nr. 85 „Reessingstraße“ 3,6 ha 

B-Plan Nr. 78 „Dr.-Jürgen-Ulderup-Straße“ 2,2 ha 

Selbst zusammen betrachtet erreichen diese Flächen lediglich rund 5,8 ha und 
damit nicht annähernd die für das Vorhaben erforderliche Größenordnung. 
Zudem handelt es sich um mehrere räumlich voneinander getrennte 
Grundstücke. Weitere unbebaute Gewerbeflächen befinden sich überwiegend im 
Privateigentum und stehen der Stadt nicht für eine Entwicklung zur Verfügung. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 111 „Junkernhäusern“ befindet sich derzeit eine 
weitere gewerbliche Entwicklung in Aufstellung. Dort sollen künftig zusätzliche 
Gewerbeflächen mit einer Größe von rund 4,9 ha bereitgestellt werden. 
Entsprechend der städtebaulichen Entwicklungsstrategie der Stadt sollen diese 
Flächen jedoch vorrangig der Ansiedlung und Entwicklung kleiner und mittlerer 
Unternehmen dienen. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen durch das 
vorliegende Vorhaben würde die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten anderer 
Unternehmen erheblich einschränken und den kommunalen Entwicklungszielen 
entgegenstehen. 
Weiterhin wurde geprüft, ob geeignete Konversionsflächen, Brachflächen oder 
leerstehende Gewerbehallen zur Verfügung stehen. Die Stadt hatte im 
Zusammenhang mit einer ursprünglich vorgesehenen Aufgabe des 
Bundeswehrstandortes Überlegungen für eine Konversionsentwicklung 
angestellt. Da der Standort weiterhin militärisch genutzt wird, stehen 
entsprechende Flächen jedoch nicht zur Verfügung. Weitere Konversionsflächen, 
gewerbliche Brachflächen oder leerstehende Hallen in der erforderlichen 
Größenordnung sind im Stadtgebiet nicht vorhanden. 
Auch eine Teilverlagerung des Unternehmens an einen anderen Standort wurde 
untersucht. Aufgrund der engen funktionalen Verflechtungen zwischen den 
bestehenden Lager-, Werkstatt-, Service- und Logistikbereichen stellt die 
Erweiterung am vorhandenen Standort die sinnvollste Lösung dar. Durch die 
Konzentration der Entwicklung auf einen zusammenhängenden Standort können 
effiziente interne Logistik- und Lagerstrukturen geschaffen, 
Flächenkonkurrenzen reduziert und betriebliche Synergieeffekte genutzt werden. 
Die Herstellung, Lagerung und Instandsetzung großformatiger und schwerer 
Bauteile erfordert kurze innerbetriebliche Transportwege. Eine räumliche 
Trennung der Betriebsbereiche würde zusätzliche Transportvorgänge, einen 
erhöhten Energieverbrauch sowie zusätzliche Emissionen verursachen. 
Gleichzeitig entstünden weitere Flächen-, Verkehrs- und Infrastrukturbedarfe. 
Die Erweiterung am bestehenden Standort ermöglicht demgegenüber die 
Nutzung vorhandener Infrastruktur, bestehender Genehmigungen und etablierter 
Betriebsabläufe. 
Zudem ermöglicht die Konzentration der Entwicklung auf einen 
zusammenhängenden Standort eine langfristig vorausschauende 
Unternehmensentwicklung. Hierdurch kann verhindert werden, dass durch eine 
Vielzahl einzelner Erweiterungsschritte eine räumlich zersplitterte 
Betriebsstruktur entsteht. Gleichzeitig wird vermieden, dass zukünftig durch 
abschnittsweise Erweiterungen ohne übergeordnetes Gesamtkonzept 
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zusätzliche Flächenbedarfe ausgelöst werden. Die Planung schafft stattdessen 
die Grundlage für eine langfristig abgestimmte Gesamtentwicklung des 
Unternehmens. 
Die vorgesehene Erweiterung erfolgt unmittelbar angrenzend an den 
bestehenden Betriebsstandort und stellt somit eine Arrondierung vorhandener 
Gewerbestrukturen dar. Die Lohne sowie die südlich verlaufende Bahnlinie bilden 
dabei natürliche beziehungsweise infrastrukturelle Grenzen der 
Standortentwicklung. Durch die Festsetzung von Mischgebieten im 
Übergangsbereich zur Wohnbebauung wird zudem eine städtebaulich 
verträgliche Abstufung zwischen den gewerblichen Nutzungen und den 
angrenzenden Wohnbereichen geschaffen. Die vorgesehenen 
Mischgebietsflächen dienen dabei insbesondere der Ansiedlung 
betriebsbezogener Nutzungen mit geringer Störwirkung. 
Der Plangeltungsbereich umfasst insgesamt rund 34,8 ha. Hiervon entfallen etwa 
19,9 ha auf Gewerbegebiete und rund 5,2 ha auf Mischgebiete. Weitere etwa 9,8 
ha werden als Verkehrs-, Grün-, Wasser- und sonstige Freiflächen festgesetzt. 
Der Bebauungsplan schafft zunächst die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine langfristige städtebauliche Entwicklung und dient der Sicherung 
entsprechender Entwicklungsoptionen. Gleichzeitig ermöglicht der 
Bebauungsplan eine geordnete städtebauliche Steuerung der Entwicklung, 
indem die Flächeninanspruchnahme auf das erforderliche Maß begrenzt sowie 
Flächen für Verkehr, Entwässerung, Freiraum- und Ausgleichsfunktionen 
verbindlich gesichert werden. 
Die Planung entspricht darüber hinaus den kommunalen Entwicklungszielen der 
Stadt Diepholz und ist im Stadtentwicklungsplan verankert. Ferner ist zu 
berücksichtigen, dass Diepholz im Regionalen Raumordnungsprogramm die 
Funktion eines Mittelzentrums wahrnimmt. Mittelzentren haben die Aufgabe, 
Arbeitsplätze zu sichern, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und 
geeignete Gewerbeflächen für bestehende sowie zukünftige Unternehmen 
bereitzustellen. Die geplante Erweiterung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag 
und stärkt den Wirtschaftsstandort Diepholz nachhaltig. 
Unter Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen, der ausgeschöpften 
Innenentwicklungspotenziale, der fehlenden Verfügbarkeit gleichwertiger 
Alternativflächen, der kommunalen Entwicklungsziele sowie der 
raumordnerischen Rahmenbedingungen kommt die Stadt zu dem Ergebnis, dass 
keine gleich geeignete und zugleich städtebaulich, wirtschaftlich und 
umweltbezogen vorzugswürdige Alternative zur vorgesehenen Erweiterung am 
bestehenden Standort besteht. Die gewählte Planung stellt daher die 
sachgerechteste, flächeneffizienteste und insgesamt konfliktärmste Lösung dar. 
Die Alternativenprüfung bestätigt somit, dass die geplante Erweiterung am 
bestehenden Standort sowohl aus betrieblicher als auch aus städtebaulicher und 
gesamtstädtischer Sicht die vorzugswürdige Entwicklungsoption darstellt. 
Die in den Planunterlagen enthaltene Alternativenprüfung wird klarstellend durch 
die vorstehenden Ausführungen konkretisiert.   
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3. Widerspruch zum Schutz von Naturraum, Biotopverbund und Gehölzen 
(Handlungsfeld 3) 
Der Einwand, das bestehende Kompensationsdefizit sowie der Verlust von 
Gehölzstrukturen und Offenlandhabitaten stünden den Zielen des Regionalen 
Entwicklungskonzeptes (REK) entgegen und belegten die grundsätzliche 
Ungeeignetheit des Standortes, wird nicht geteilt. 
Zunächst ist festzustellen, dass das REK nicht von der Stadt Diepholz 
beschlossen wurde und daher keine unmittelbare rechtliche Bindungswirkung für 
die Bauleitplanung entfaltet. Die darin formulierten Zielsetzungen wurden 
gleichwohl in die Abwägung eingestellt. Die Stadt erkennt an, dass die Planung 
mit Eingriffen in Gehölzstrukturen sowie dem Verlust von 
Offenlandlebensräumen verbunden ist. Diese Auswirkungen wurden im 
Umweltbericht und im Artenschutzbeitrag ermittelt und bewertet. 
Die Inanspruchnahme der Flächen erfolgt zur Erweiterung eines bereits 
bestehenden Betriebsstandortes in unmittelbarem Anschluss an vorhandene 
Gewerbe- und Siedlungsflächen. Hierdurch wird eine konzentrierte Siedlungs- 
und Gewerbeentwicklung gefördert und eine stärkere Inanspruchnahme bislang 
unbeeinträchtigter Flächen im Außenbereich vermieden. Die mit der Planung 
verfolgten städtebaulichen und wirtschaftlichen Entwicklungsziele werden im 
konkreten Fall höher gewichtet als die mit dem Verlust einzelner 
Habitatstrukturen verbundenen Beeinträchtigungen. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht handelt es sich überwiegend um intensiv 
landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen mit entsprechenden Vorbelastungen. 
Die ökologische Funktion der betroffenen Lebensräume wird durch die 
vorgesehenen Vermeidungs-, Ausgleichs- und artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen berücksichtigt. Insbesondere für die betroffenen Offenlandarten 
werden vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) umgesetzt, die 
darauf ausgerichtet sind, die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang dauerhaft zu erhalten.  
Die artenschutzrechtlich erforderlichen CEF-Maßnahmen werden rechtlich 
gesichert. Die Sicherung erfolgt durch einen städtebaulichen Vertrag zwischen 
der Stadt und dem Vorhabenträger. Zudem erfolgt eine grundbuchrechtliche 
Sicherung. Damit wird gewährleistet, dass die Maßnahmen rechtzeitig umgesetzt 
und dauerhaft eingehalten werden. Eine zusätzliche Festsetzung sämtlicher 
Maßnahmen im Bebauungsplan ist hierfür nicht erforderlich. 
Insgesamt kommt die Stadt zu dem Ergebnis, dass die Planung trotz der 
unvermeidbaren Eingriffe in Gehölzstrukturen und Offenlandhabitate mit den 
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. Die 
Auswirkungen werden durch die vorgesehenen Vermeidungs-, Ausgleichs- und 
artenschutzrechtlichen Maßnahmen angemessen bewältigt.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
4. Widerspruch zur besonderen Bedeutung der Landwirtschaft und zum 
„Niedersächsischen Weg“ 
Die Hinweise auf die im Rahmen des „Niedersächsischen Weges“ formulierten 
Ziele zur Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme werden zur Kenntnis 
genommen. Die dort formulierten Zielsetzungen, die tägliche Neuversiegelung 
schrittweise zu reduzieren und langfristig eine Flächenkreislaufwirtschaft mit 
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einer Netto-Null-Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen anzustreben, stellen 
wichtige Leitlinien für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung dar. Diese Ziele 
wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes berücksichtigt. 
Aus den Zielvorgaben des Niedersächsischen Weges ergibt sich jedoch kein 
generelles Verbot der Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen. Vielmehr 
ist auch künftig eine bedarfsgerechte Siedlungs- und Gewerbeentwicklung 
zulässig, sofern diese im Rahmen einer sachgerechten planerischen Abwägung 
begründet werden kann. Die Zielwerte beziehen sich auf die landesweite 
Entwicklung und sind nicht dahingehend zu verstehen, dass jede einzelne 
Flächeninanspruchnahme ausgeschlossen wäre. 
Die Kommune hat den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und 
Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB in ihre Abwägung eingestellt. Dabei wurde 
berücksichtigt, dass das Plangebiet unmittelbar an bestehende Siedlungs- und 
Gewerbestrukturen angrenzt und somit an vorhandene Erschließungs- und 
Infrastruktureinrichtungen angebunden werden kann. Die Planung erfolgt daher 
nicht als isolierte Entwicklung im Außenbereich, sondern als Arrondierung und 
Fortführung bestehender Siedlungsstrukturen. 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Aufstellung des 
Bebauungsplanes nicht mit einer unmittelbaren Flächeninanspruchnahme 
gleichzusetzen ist. Der Bebauungsplan schafft zunächst die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine langfristige städtebauliche Entwicklung und dient der 
Sicherung entsprechender Entwicklungsoptionen. Ob und in welchem Umfang 
die festgesetzten Bauflächen tatsächlich in Anspruch genommen werden, hängt 
von der künftigen Nachfrage und der konkreten Umsetzung ab. Die durch den 
Bebauungsplan eröffnete Entwicklung erfolgt daher regelmäßig schrittweise über 
einen längeren Zeitraum und nicht zwangsläufig unmittelbar nach Inkrafttreten 
der Satzung. 
Bei der Standortwahl wurden die städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt 
sowie die vorhandenen Flächenpotenziale berücksichtigt. Die Inanspruchnahme 
der betreffenden Flächen erfolgt zur Deckung eines konkreten 
Entwicklungsbedarfs und steht im Einklang mit den übergeordneten 
Planungszielen. Darüber hinaus werden die mit der Flächeninanspruchnahme 
verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben kompensiert. 
Die Stadt kommt daher zu dem Ergebnis, dass die Planung trotz der mit ihr 
verbundenen Möglichkeit einer zukünftigen Neuversiegelung mit den 
Grundsätzen eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden vereinbar ist. Die 
Zielsetzungen des Niedersächsischen Weges wurden in die Abwägung 
eingestellt, stehen der vorliegenden Planung jedoch nicht entgegen. Die mit dem 
Vorhaben verfolgten städtebaulichen und wirtschaftlichen Entwicklungsziele 
sowie die langfristige Sicherung geordneter Entwicklungsmöglichkeiten 
überwiegen im konkreten Fall die mit der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme 
verbundenen Beeinträchtigungen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich.  
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5. Widerspruch zur Klimafolgenanpassung und Wasserhaushalt 
Die Entwässerung des Plangebietes ist insgesamt sichergestellt. Gemäß dem 
vorliegenden Bodengutachten ist aufgrund der geringen 
Grundwasserflurabstände sowie der vorhandenen Bodenverhältnisse eine 
Versickerung des Niederschlagswassers nicht durchgängig möglich. Derzeit 
erfolgt der Oberflächenabfluss weitgehend ungeregelt, sodass sich das 
anfallende Niederschlagswasser auf angrenzende Flächen verteilt. Im Rahmen 
der Planung wird hingegen eine technisch geregelte 
Niederschlagswasserbewirtschaftung geschaffen. Sämtliches anfallende 
Niederschlagswasser wird künftig erfasst, behandelt und über Regenklär- und 
Rückhalteanlagen zurückgehalten, bevor es gedrosselt in die Vorfluter Lohne 
und Wätering eingeleitet wird. Die vorgesehenen Rückhalteräume sind bereits 
auf ein 30-jährliches Regenereignis ausgelegt und berücksichtigen damit die 
Anforderungen, die dem rechnerischen Überflutungsnachweis nach DIN 1986-
100 zugrunde liegen. Der entsprechende Nachweis ist im weiteren 
Genehmigungsverfahren zu erbringen. 
Zwar kann es infolge der geplanten Versiegelungen zu einer Erhöhung des 
Oberflächenabflusses innerhalb des Plangebietes kommen, jedoch wird dieser 
durch die vorgesehenen Rückhalte- und Drosselungsmaßnahmen kontrolliert 
abgeführt. Negative Auswirkungen auf die umliegenden Grundstücke sind daher 
nicht zu erwarten. Die Planung trägt zudem dem Nachbarschutz Rechnung, da 
künftig eine Ableitung von Niederschlagswasser auf benachbarte Flächen 
vermieden wird und sich die bisher vorhandenen Sammelflächen reduzieren. 
Hinsichtlich außergewöhnlicher Starkregenereignisse ist darauf hinzuweisen, 
dass Niederschlagshöhen von etwa 100 mm nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik dem Bereich außergewöhnlicher Starkregen zuzuordnen 
sind. In solchen Fällen steht nicht ein vollständiger Überflutungsschutz, sondern 
die Schadensbegrenzung im Vordergrund. Die Vorsorge gegen derartige 
Extremereignisse obliegt dabei gem. DIN EN 752 auch den jeweiligen 
Grundstückseigentümern. Insgesamt führt die Planung gegenüber dem 
derzeitigen Zustand zu einer deutlichen Verbesserung der Abflusssituation und 
des Schutzes angrenzender Flächen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die Belange des Lokalklimas sowie die Funktion des Plangebietes für den Frisch- 
und Kaltlufttransport wurden im Rahmen des Verfahrens geprüft, planerisch 
berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. 
Nach dem Stadtentwicklungsplan liegt der Geltungsbereich innerhalb einer 
dargestellten Frischluftschneise. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
entsprechende Darstellung einen symbolischen beziehungsweise 
konzeptionellen Charakter besitzt und keine parzellenscharfe Abgrenzung einer 
Frischluftbahn darstellt. Gleichwohl werden die klimatischen Belange in der 
Planung berücksichtigt. So ist für das im Nordosten gelegene Mischgebiet eine 
Grundflächenzahl von 0,6 festgesetzt, während für die angrenzenden 
Gewerbegebiete eine Grundflächenzahl von 0,8 zulässig ist. Hierdurch wird im 
Mischgebiet ein höherer Anteil unversiegelter Flächen ermöglicht und die 
Beeinträchtigung klimaökologischer Funktionen begrenzt. Darüber hinaus tragen 
die festgesetzten randlichen Eingrünungen sowie die als Mitarbeiterpark 
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vorgesehenen Grünflächen zur Verbesserung des Mikroklimas bei. Sie fördern 
die Verdunstung, die Temperaturregulierung sowie die Durchgrünung des 
Gebietes und sichern zusätzliche unversiegelte Bereiche. Zudem erfolgt eine 
Abstufung der zulässigen Gebäudehöhen in Richtung Süden, wodurch die 
Durchlüftung des Gebietes und die klimatische Austauschfunktion weniger 
beeinträchtigt werden. Die festgesetzten Gebäudehöhen orientieren sich dabei 
an der westlich bereits vorhandenen Bebauungsstruktur, sodass keine 
zusätzlichen, über den Bestand hinausgehenden Barrierewirkungen für den 
Luftaustausch zu erwarten sind. 
Insgesamt werden die Belange des Lokalklimas und der Frischluftversorgung im 
Rahmen der Planung angemessen berücksichtigt. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die klimaökologischen Funktionen des Bereiches sind unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Festsetzungen und Grünstrukturen nicht zu 
erwarten.  
Die vorstehenden Ausführungen sind bereits Bestandteil der Planunterlagen. 
Eine Änderung von diesen ist nicht erforderlich. 
 
6. Abwägungsrechtliche Bitte 
Das Regionale Entwicklungskonzept (REK) wurde nicht durch die Stadt Diepholz 
beschlossen und begründet daher keine für die Bauleitplanung maßgeblichen 
Bindungen. Eine gesonderte Darstellung des REK in der Begründung ist vor 
diesem Hintergrund nicht erforderlich. 
 
7. Fazit 
Es wird auf die vorstehende Abwägung verwiesen. 
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Die im Rahmen der Beteiligung zum Flächennutzungsplan eingegangene 
Stellungnahme betrifft gleichermaßen die Inhalte des vorliegenden 
Bebauungsplanes. Da die vorgetragenen Belange auch für die verbindliche 
Bauleitplanung relevant sind, wird die Stellungnahme im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt und abgewogen. 
 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die im Rahmen der Beteiligung zum Flächennutzungsplan eingegangene 
Stellungnahme betrifft gleichermaßen die Inhalte des vorliegenden 
Bebauungsplanes. Da die vorgetragenen Belange auch für die verbindliche 
Bauleitplanung relevant sind, wird die Stellungnahme im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt und abgewogen. 
 
 
 
 
Die einleitenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Methodische Defizite bei der faunistischen Erfassung sind nicht erkennbar. Die 
durchgeführten sechs Begehungen entsprechen den fachlichen Anforderungen 
an die Erfassung von Brutvögeln in halboffenen Landschaftsräumen und wurden 
zudem mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. Es ist 
daher davon auszugehen, dass das im Untersuchungsgebiet vorkommende 
Artenspektrum hinreichend und belastbar erfasst wurde.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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In Bezug auf den Feldhasen wird darauf hingewiesen, dass diese zwar in der 
niedersächsischen Roten Liste geführt jedoch als ungefährdet bezeichnet wird.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich.  
 
Die Festsetzung von Maßnahmen im Bebauungsplan setzt gemäß den Vorgaben 
des Baugesetzbuches eine städtebauliche Rechtfertigung sowie einen 
hinreichenden Bezug zu den im Bauplanungsrecht geregelten Belangen voraus. 
Die im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag enthaltenen Empfehlungen dienen 
hingegen ausschließlich ökologischen Zielsetzungen und begründen für sich 
genommen kein Festsetzungserfordernis im Bebauungsplan. Auch Maßnahmen 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB müssen stets städtebaulich begründet sein und 
dürfen nicht allein der Verwirklichung ökologischer Ziele dienen. Vor diesem 
Hintergrund besteht keine Verpflichtung, sämtliche im Fachbeitrag empfohlenen 
Maßnahmen als Festsetzungen in den Bebauungsplan zu übernehmen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Zur Verringerung möglicher Auswirkungen enthält der Bebauungsplan Hinweise 
zur insektenfreundlichen Beleuchtung. Danach sind Lichtkegel nach unten 
auszurichten und die Beleuchtung auf die unbedingt erforderlichen Flächen und 
Wege zu beschränken. Hierdurch sollen unnötige Lichtabstrahlungen in die 
Umgebung vermieden werden. Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass von der 
künftigen Nutzung unzumutbare Lichtimmissionen ausgehen werden, liegen 
nicht vor. Die Art und der Umfang der später tatsächlich erforderlichen 
Beleuchtung stehen zudem erst auf Ebene der Ausführungsplanung fest und 
können derzeit noch nicht abschließend beurteilt werden. Die Stadt ist der 
Auffassung, dass mit den aufgenommenen Hinweisen den Belangen zur 
Reduzierung von Lichtimmissionen angemessen Rechnung getragen wird.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist insgesamt sichergestellt. Gemäß dem 
vorliegenden Bodengutachten ist aufgrund der geringen 
Grundwasserflurabstände sowie der vorhandenen Bodenverhältnisse eine 
Versickerung des Niederschlagswassers nicht durchgängig möglich. Derzeit 
erfolgt der Oberflächenabfluss weitgehend ungeregelt, sodass sich das 
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anfallende Niederschlagswasser auf angrenzende Flächen verteilt. Im Rahmen 
der Planung wird hingegen eine technisch geregelte 
Niederschlagswasserbewirtschaftung geschaffen. Sämtliches anfallende 
Niederschlagswasser wird künftig erfasst, behandelt und über Regenklär- und 
Rückhalteanlagen zurückgehalten, bevor es gedrosselt in die Vorfluter Lohne 
und Wätering eingeleitet wird. Die vorgesehenen Rückhalteräume sind bereits 
auf ein 30-jährliches Regenereignis ausgelegt und berücksichtigen damit die 
Anforderungen, die dem rechnerischen Überflutungsnachweis nach DIN 1986-
100 zugrunde liegen. Der entsprechende Nachweis ist im weiteren 
Genehmigungsverfahren zu erbringen. 
Zwar kann es infolge der geplanten Versiegelungen zu einer Erhöhung des 
Oberflächenabflusses innerhalb des Plangebietes kommen, jedoch wird dieser 
durch die vorgesehenen Rückhalte- und Drosselungsmaßnahmen kontrolliert 
abgeführt. Negative Auswirkungen auf die umliegenden Grundstücke sind daher 
nicht zu erwarten. Die Planung trägt zudem dem Nachbarschutz Rechnung, da 
künftig eine Ableitung von Niederschlagswasser auf benachbarte Flächen 
vermieden wird und sich die bisher vorhandenen Sammelflächen reduzieren. 
Hinsichtlich außergewöhnlicher Starkregenereignisse ist darauf hinzuweisen, 
dass Niederschlagshöhen von etwa 100 mm nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik dem Bereich außergewöhnlicher Starkregen zuzuordnen 
sind. In solchen Fällen steht nicht ein vollständiger Überflutungsschutz, sondern 
die Schadensbegrenzung im Vordergrund. Die Vorsorge gegen derartige 
Extremereignisse obliegt dabei gem. DIN EN 752 auch den jeweiligen 
Grundstückseigentümern. Insgesamt führt die Planung gegenüber dem 
derzeitigen Zustand zu einer deutlichen Verbesserung der Abflusssituation und 
des Schutzes angrenzender Flächen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die Belange des Lokalklimas sowie die Funktion des Plangebietes für den Frisch- 
und Kaltlufttransport wurden im Rahmen des Verfahrens geprüft, planerisch 
berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. 
Nach dem Stadtentwicklungsplan liegt der Geltungsbereich innerhalb einer 
dargestellten Frischluftschneise. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
entsprechende Darstellung einen symbolischen beziehungsweise 
konzeptionellen Charakter besitzt und keine parzellenscharfe Abgrenzung einer 
Frischluftbahn darstellt. Gleichwohl werden die klimatischen Belange in der 
Planung berücksichtigt. So ist für das im Nordosten gelegene Mischgebiet eine 
Grundflächenzahl von 0,6 festgesetzt, während für die angrenzenden 
Gewerbegebiete eine Grundflächenzahl von 0,8 zulässig ist. Hierdurch wird im 
Mischgebiet ein höherer Anteil unversiegelter Flächen ermöglicht und die 
Beeinträchtigung klimaökologischer Funktionen begrenzt. Darüber hinaus tragen 
die festgesetzten randlichen Eingrünungen sowie die als Mitarbeiterpark 
vorgesehenen Grünflächen zur Verbesserung des Mikroklimas bei. Sie fördern 
die Verdunstung, die Temperaturregulierung sowie die Durchgrünung des 
Gebietes und sichern zusätzliche unversiegelte Bereiche. Zudem erfolgt eine 
Abstufung der zulässigen Gebäudehöhen in Richtung Süden, wodurch die 
Durchlüftung des Gebietes und die klimatische Austauschfunktion weniger 
beeinträchtigt werden. Die festgesetzten Gebäudehöhen orientieren sich dabei 
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an der westlich bereits vorhandenen Bebauungsstruktur, sodass keine 
zusätzlichen, über den Bestand hinausgehenden Barrierewirkungen für den 
Luftaustausch zu erwarten sind. 
Insgesamt werden die Belange des Lokalklimas und der Frischluftversorgung im 
Rahmen der Planung angemessen berücksichtigt. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die klimaökologischen Funktionen des Bereiches sind unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Festsetzungen und Grünstrukturen nicht zu 
erwarten.  
Die vorstehenden Ausführungen sind bereits Bestandteil der Planunterlagen. 
Eine Änderung von diesen ist nicht erforderlich. 
 
Die Ausführungen zur Wasserknappheit werden zur Kenntnis genommen. 
 
Hinsichtlich der Ausführungen zu Schottergärten wird auf § 9 NBauO verwiesen. 
Die dortigen Regelungen gelten unabhängig von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans, sodass keine gesonderte Regelung im Bebauungsplan 
erforderlich ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 




